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(Schluß.) 


Nun ſchon die vorgeſchlagenen Halbmiltel bewieſen wie ſehr au. 
in den Kreiſen ber Intereſſenten ſcheute dem brouomiſchen Uebel ge- 
vabezu auf den Leib zu gehen. 

Dem erhaltenen Auftrage gemäß legte der Laudetzausſchuß in 
der nächſten Cadeuz vom Jahre 1868 den „Entwurf eines Geſehes 
über die Ablöfung des Propinationsvechteß“ vor (Beilage IV. der 
Stenogratmme v. J. 1868). Darnach ſollte von dem auf die Kund⸗ 
machung des zu erlaſſenden Geſetzes folgenden 1. Juli ab das Eigen⸗ 
Hm des Propinationsrechtez, das da in jenem altpolniſchen gegen⸗ 
wärtig aber nicht mehr geſetzlichen Sinne als alle wie immer gear⸗ 
teten Sptritofen (mit Ausnahnte des Wein begreifend deftnirt 
wurde, in das Eigenthum des Kreulaudes Galizien im We der Ex⸗ 
propriation der bisherigen Berechtigten übergehen; die ole. Uebe 
gabe an das Kronland, bezlehungssweiſe das Recht der facliſchen Aus⸗ 
übung des Propinationsrechtes, follte aber erſt nach gerichtsdepoſiten⸗ 
amtlichem Erlage des Ablöſungecapitals platzgreifen. Von dem er⸗ 
wähnten Tage ab ſollte die Erzeugnug von gebrannten Spinituoſen 
zum freien (7) Gewerbe werden jedoch mit der fonderbaren Beſchran⸗ 
kung, daß den Erzeugern nur der Großverkauf in Gebünden von we⸗ 
nigſteng Einem niederöſterreichiſchen Einer geſtattet wire Die Durch⸗ 
führung des Ablöſungsgeſchäftes war für längſteus 40 Jahre berechnet 
und ſollte — was das Intereſſantefte an dieſem Projecke iſt — der 
Ablöfungsfonds aus Iperrentigen jhrlihen Beiträgen der bisherigen 
Propinafionsberechgten von dem ermittelten Eutſchädigungscapſale 
und aus den Einkünften der bereits in die Verwaltung des Landes 
übergegangenen Proptugktongſchäuken gebildet werden! 


Gleichzeitig wurde vom Landesausſchuſſe auch der Entwurf eines 
Geſetzes „zur Regelung und Sicherſtellung des Propinationsſchank⸗ 
rechtes“ (Beilage V der Stenogramme), das ja noch fortan als Mo⸗ 
nopol aufrecht en ſollte, eingebracht. 

Die zur Vorberathung dieſer Vorlage niedergeſeßzte landtägliche 
Commiſſion machte dieſelbe mit unweſeutlichen Abänderungen zu ihrem 
Antrage, über den jedoch in der Sitzung vom 6. Octeber 1868 (S. 
751—765 Stenogramme) zur Tagesordnung übergegangen und der 
Landesauoſchuß neuerdings beauftragt wurde, nach vorgängiger En⸗ 
guete, in der nächſten Landtagaſeſſton ſowohl feinen als auch die An⸗ 
träge dieſer Enguste⸗Eonemtſſton vorzulegen. 

In Ausführung dieſes Beſchluſſes erſtattete auch der Landesaus⸗ 
ſchuß in der Sitzung vom 25. October 1969 (S. 561 Stenogramme 
ex 1869) ſeinen dießfälligen Bericht (Beilage VIII der Stenogramme) 
unter gleichzeitiger Vorlage des Berichtes der Euguste⸗Commiſſion (Bei⸗ 
lage IX der Stenogramme). Der Gewinn in melius war aber nicht 
grob, denn die beiden bloß in minder weſentlichen Detalls differirenden 
Projecte bewegten ſich, was die Hauptſache, du den Aufhebungsmodus 
anbelangt, in demſelben beſchränkten Ideenkreiſe, wie der im Vorfahre 
verworfene Entwurf. Daruach ſollte die Ablöſung binnen 35 Fahren mit» 
telſt aus den Einküuften des Ansſchankes von geiſtigen Getränken (mit 
Autznahme dez Weines), der als Propinatiousrecht in dieſer neuen Ger 
ſtalt auf den zu creireuden Proptuationsfonds und bezlehuugsweiſe den 
Landesfonds ſofort zu übergehen hätte, amrtiftrhaver vom Kronlande 
Galizten ꝛc. garantirter 7percentiger Propinatlongobſigationen geſchehen. 
Als nothwendigez Corrolſar und Anhang dazu wurde gleichwie im Vor⸗ 
jahre das Projeck eines an drakoniſcher Strenge und Härte mit jenen 
berüchtigten zur Aufrechthaltung der Continentalſperre erlaſſenen Machk⸗ 
ſprücheu um die Wette ſtreſtenden Geſetzes zum Schutze des Ausfchantes 
von Propinatlonsgetränken“ (Beilgge X) eingebracht Die Krone wurde 
dieſer Vorlage durch die darfn enthaltene Beſtimmung aufgeſetzt, daß den 
vom Propingtiongfonde zu beſtellenden Schänkern, als Verwaltern bus 
Landesvermögens, — horribile dictu — der Charakter und die Atlri⸗ 
bute „von „Landesbeamten“ beigelegt werden. 

Aus diefer, wenn auch aus Ranmrückſichten nur ſkizzenhaften 
Darſtellung erhellet zur Genüge, daß oben gewürdigte Stand⸗ 
punkt, von dem aus dieſe Angelegenheit vom Anfange au behandelt 
wurde, auch nun nicht verlaſſen wurde. Offenbar konnte man ſich 
von dem falſchen Gedanken, der den Geſichtskreis ſo verdunkelt, nicht 
losmachen, daß die Propinattonsgerechtſame, wenn auch in zahmerer 
Form, jedeufalls fortbeſtehen müſſe. Denn wahrlich weng Scharfſunn 
gehört dazu, um auf den erſten Blick zu errathen, daß die Vorſchläge, 
deren Aunahme da dem Landtage zugemuthet wurde, die Aufhebung 
der Propinakion, derentwegen felt Jahren jo Fl Staub aufgewirbelt 
wird, geradezu illuſoriſch machen, abgeſehen ſchon von der dem Lande 
inftnufrten, doch gewiß nicht würdigen Rolle den „Großſchänker“ zu 
machen. Alſo ſollte lediglich die Perſon des Propinatiousberechtigten 
wechſeln und au Stelle eines vielfach durchlöcherten Prtvilegs ein gegen 
früher weit potenzirtes Monopol, weil ausgeübt von Landesorganen, 
deuen kraft obrigkeitlicher Autorität die umſfaſſendſten Grecntivmittel 
zu Gebote ſtehen, nunmehr treten. Wozu alje all den ſchwerfäͤlligen 


und koſtſpieligen Ablöfungsapparat, um fo geringer oder vielmehr gar 
keiner Vortheile wegen? 

Zum Glücke wurde nach eingehender Debatte (S. 573—617 
Stenogramme v. J. 1869) über die beiden Projecte als unannehm⸗ 
bar in der Sitzung vom 20. October 1869 zur Tagesordnung über⸗ 
gegangen und der Landezausſchuß uummehr zum dritten Male beauf⸗ 
tragt, eine auf Grund nenerlich ſowohl im Kretſe der Propinations⸗ 
berechtigten als auch der Conſumenten zu pflegender eingehender 
Enquete auözuncbeitende Vorlage in der nächſten Cadenz einzubringen. 

PM Befriedigung muß conſtatirt werden, bat bei den leßten 
Debatten die einzig richtige Auſicht, welche auch Ahulichen in Deulſch⸗ 
land vor mehreren Jahrzehenten durchgeführten Indemiſationen zu 
Grunde lag, das Propinatieusbannrecht müſſe ganz und ohne Be⸗ 
schränkung ſofort aufhören, ſich Bahn zu brechen anfing. Es machte 
ſich doch ſchon eine gewifſe Geneigtheit bemerkbar, aus dem irren 
Kreiſe endlich herauszutreten und die unglückliche Idee, die Propina⸗ 
tion durch ſich ſelbſt indemuifiren zu wollen — aufzugeben, und 
werden hoffentlich die gelegentlich fallen gelaſſenen Andeutungen dem 
künftigen Elaborate zur Leuchte dienen. 

So ift denn gegründete Hoffnung vorhanden, daß es endlich 
gelingen werde, einen zwiſchen den weitgehenden Auſprüchen der Pro⸗ 
pinaſſonsberechtigten und dem Intereſſe der Couſumenten vermittelnden 
allſeitig befriedigenden Aufhebungs⸗ oder eigenlich Entſchädigungsmodus 
zu finden, und daß die bevorſteheude Landtagscadenz nicht vorüber⸗ 
gehen werde, ohne daß dieſe feit Jahren ſich hinſchleppende ſo dringende 
Angelegenheit zur endlichen Austragung gebracht würde. 1 

Das zu löſende Problem: den richtigen allſeitig befriedigenden 
Ablöſungsmodus zu finden, tft nicht fo ſchwierig als man ſich einzu⸗ 
reden ſucht Man betrete nur den anderwärts bereits breikgetretenen 
Weg, die Ablöſungsquote — was doch nichts als nur billig iſt, und 
rundſätzlich allenthalben zugeſtanden werden müßte — durch diejenigen 
Deraften zu laſſen, die durch die Aufhebung des in dem Propina⸗ 
tionsrechte gelegenen Monopols gewinnen, d. l. durch die Geſammtheit 
der Gonfumenten. Die Surcräkrung der erforderlichen finauziellen 
Operation iſt das Nebenfächliche dabel, ſobald man über dieſen Grund⸗ 
ſatz einig geworden fein wird. Denn die vielbeſprochenen Fragen, ob 
die Gulf btgungenuume im Baren aus den mittelſt einer Landes⸗ 
anleihe zu beſchaffenden Geldmifteln oder mittelſt vom Lande zu garan⸗ 
tirenden Obligationen zu enkrichten fei, die Große bed Zinsſußes dieſer 
Obligationen, die Amortiſationsdauer und all die Details, die bei 
derlei Operationen in Betracht kommen, haben mit der Cardinalfrage, 
woher den Ablöſungsfonde beſchaffen, nichts gemein und erheiſchen, 
will man in der Sache klar ſehen, abgeſonderte Behandlung. 

Schließlich darf nicht unerwähnt gelaſſen werden, daß die Re⸗ 
gierung, in diefer Angelegenheit jedweder präfudicirlicher Einflußnahme 
auf die landtägliche Iniliattve⸗Arbeit ſich enthaltend, bis uunzu eine 
zuwartende Stellung einnimmt, und außer gelegentlicher Aeußerungen 
des Regterungscommiſſärg, wie gerne man dieſe Angelegenheit je eher 
geordnet ſehe, auch nicht mit Einem Worte Stellung genommen hat. 

Auch im Bukowinger Landtage wurde die Aufhebung der Pro⸗ 
pination angeregt, ohne daß bis jetzt etwas Erhebkiches in der Sache 
geſchehen wäre. Muthmaßlich wartet man dort die endgiltigen Be⸗ 
ſchlüſſe des galtziſchen Landtages, der Gleichartigkeit der dortigen Ver⸗ 
haͤltniſſe wegen, ab. 

Juzwiſchen wurde in Mähren und Schleſien das Propinations⸗ 
recht, das dort jedoch, wie eingangs erwähnt, enen geringeren Umfang 
ald in Galizien hatte, bereits mit den Geſetzen vom 22. Mat 1869, 
(Nr. 23 L. G. Bl. für Mähren), und vom 23. Mai 1869 (Rr. 118 
L. G. Bl. für Schlefen) für aufgehoben erkärt. In Mähren wurde 
der gordiſche Knoten, der in Galizien den Ablöſungsmodus bildet, ein⸗ 
fach gelöst, indem die Entſchädigung aus Landesmitteln zugefichert ward 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bei Bemeſſung des Schadenerſatzes int ale mehrmaligen unbe⸗ 
rechtigten Mieheintriebes nach $ P der Beilage D. zum Forſtgeſetze iſt 
als die der Berechnung zu Grunde zu legende Anzahl der Wlehſtüche 
jene Zahl anzunehmen welche ſich aus der Summtrung der bei jedem 
einzelnen Eintriebe vorgefundenen Viehſtücke ergibt. 


Die Jufaſſen von K. 13 an der Zahl, wurden wegen unbe⸗ 
fugter Auzübung der Weide in dem Walde der Gutsinhabung M. 
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zur Anzeige gebracht. In der Strafanzeige wurde bemerkt, daß der 
Eintrieb wiederholt und zwar; 


am 7. Auguſt 1870 mit 44 Stück 
„ 14. „ „ „ 45 „ 
„ 15. „ . 


„ 21. „ „ „ 45 „ 
Hornvieh ſtattgeſunden habe. Die Gutsinhabung begehrte den Erfas 
des Forſtſchadens für 179 Stück Hortvieh & 14% kr. im Gefammt⸗ 
betrage von. 28 fl. 95 ½ kr. 

Bei der Strafverhandlung waren die Inſaſſen geſtäudig an den 
bezeichneten vier Tagen in den fraglichen Wald im Ganzen 176 
Stück eingetrieben zu haben. 

Ju erſter Inſtanz wurden die 13. Inſaſſen des Forſtfrevels 
ſchuldig erkannt und jeder derſelben zu einer Arreſtſtrafe verurtheilt. 

Im Punkte des Forftſchadens beſtimmte die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchuft den Erſatzbetrag für je eines der eiugetriebenen Viehſtücke mit 
14 kr, d. i. der tarifmäßige Preis für vier Kubikſchuhe am Stocke 
befindlicher Holzmaſſe mittlerer Brennholzforte, und bezifferte demnach 
für jeden einzelnen Juſaſſen den nach der Anzahl des eingetriebenen 
Viehſtücke entfallenden Betrag von der für 170 Stück Wiehſtücke 
& 14 kr. ermittelten Geſammterſatzſumme pr. 24 fl. 80 fr, 

Gegen dieſe Eutſcheidung recurrirten die verurtheilten 13 In⸗ 
jaffen an die Landesregierung und führten in der Berufungsausfüh⸗ 
zung an daß die fragliche Weideausübung eine Forſtübertrelüng nicht 
begründe, weil der fragliche Wald ein gemeinſchaftliches Eigenthum 
der Recurrenten ſei. 

Die Landesregierung beſtätigte das Straferkeuntniß der erſten 
Inſtanz im Punkte der Schuld und Strafe und zwar in der Erwö⸗ 
gung, daß durch bie rechtskräftig erfloſſenen Eutſcheidungen der Grund⸗ 
laſtenorgane fichergeſtellt jei, daß der fragliche Walddiſtrict, in welchem 
den Inſaſſen von K früher Weideſerpitntsrechte zuſtanden, nunmehr als 
ein ſervitutsfreies Eigenthum der Gutsinhabung Mä anzusehen ift. 

Im Punkte des Forſiſchadens erachtete die Landesregierung dat 
recurrirte Exkeuntuiß der erſten Juſtanz in folgender Wette abzu⸗ 
andern: 

„Es ſei die erſte Inſtanz nicht im Sinne des $ g der Beilage 
D. zum Sertgefepe vorgegangen, weil ſich nach dieſer Geſetzesſtelle in 
Verbindung mit dem für den Bezirk geltenden Waldſchadenerſatztariſ 
der Erſaßzbetrag für ein Stück halberwachſenes Horuvieh zwar aller⸗ 
dings mit 14 kr. berechne, daß dieſer für jedes Viehſtück entfallende 
Betrag jedoch nicht wie etz in erſter Suftanz geſchah, mit der Anzahl 
der Werdetage multiplicirt werden dürfe, ſondern, werl der Eintrieb 
des Viehes an mehreren Tagen erfolgte, ein weiterer erſchwerender 
Umſtand im Sinne des § 9 der Beilage D. zum Forſtgeſetze nicht 
vorliege, lediglich nur ein- und einhalbfach, ſonach mit 21 kr. per ein 
Stück Vieh genommen werden könne. 

In dieſer Erwägung ſetzte die Landesreglerung die Geſammt⸗ 
ſumme des von den Inſaſſen an die Gutsinhabung zu leiſtenden Forſt⸗ 
ſchadens von 24 fl. 80 kr. auf 9 fl. 24 kr. herab.“ 

Gegen dieſe Verfügung recurrirte die Gutsinhabung und be⸗ 
gehrte die Aufrechterhaltung des in erſter Suftanz erfloſſeuen Erfatzer⸗ 
kenntniſſes, indem geltend gemacht wurde, daß die Entscheidung der 
Landesregierung weder dem Geiſte des Forſtgeſetzes noch der Billig⸗ 
leit entſpreche, weil die Anſchauung, daß der viermalige Eintrieb ledig⸗ 
lich als ein erſchwerender Umſtand nach $ 9 der Beilage D. zum 
Forſtgeſetze und nicht als viermalige Uebertretung dieſes Geſetzes ans 
zuſehen jet, zu der Eonſeguenz führen würde, daß die Inſaſſen auch 
noch ein 5, und 10. Mal die unbefugte Weide um den ſehr mäßigen 
Betrag von 21 kr. pr. Stück Vieh hätten ausüben konnen. Der $ 9 
der Beilage D. zum Forſtgeſetze ſchlteße nicht aus, daß für deu jedes⸗ 
maligen Vieheintrieb der volle Erſatzbetrag pr. 14 kr. zuzuer⸗ 
kennen fei. 

Das Miniſterium des Innern gab dieſem Recursbegehren mit 
Entſcheidung vom 1. Auguſt 1871, 3. 3781 Folge und fehle unter 
Behebung der Entſcheidung der Landesregierung das in Bezug auf 
den Forſtſchaden erfloſſene Erkenntniß der erſten Suftanz ans folgenden 
Gründen wieder in Klaft: 

„Nach § 9 der Beilage D. zum Forſtgeſetze kann für jedes 
Stück Vieh, welches ohne Berechtigung in fremde Wälder einge⸗ 
trieben wird, und zwar ſür ein Stück halberwachſenes Hornvieh der 
Preis von 4 Kubikſchuh am Stocke befindlicher Holzmaſſe als Erſatz 
angeſprochen werden. 


Nachdem die Juſaſſen geſtändig find, daß fie an 4 Tagen des 

Monates Auguſt 1870 im Ganzen 176 Stück eingetrieben haben, fo 
haben fie auch für jedes diefer Vrehſtücke den nach dem 
Waldſchadenerſatztarife entfallenden Erſatzbetrag von 14 kr. zu bes 
ahlen. 
15 Die Anſicht der Landesregierung, nach welcher der Berechnung 
des Weideſchadens nur die Stückanzahl von 44 (ſtaft 176), beziehungs⸗ 
weiſe nur ein einmaliger Bicheintrieb zu Grunde gelegt 
wurde, erſcheint dem Terte und Geiste des § 9 der Beilage D. zum 
Forfigeſetze nicht angemefjen und auch mit der bisherigen Praxis im 
Widerſpruche Dieſe Anſchauung der Landesregierung würde zu der 
Anomalte führen, daß die Inſaſſen, wenn fie bis zur Durchführung 
der Strafverhandlung noch ein 5. 6 und 10. Mal eingetrieben und 
der Gutsverwaltung zweifellos noch mehr Schaden zugefügt hätten, 
doch nur zur Leiſtung des Erſatzes für 44 eingetriebene Biehftüde häften 
verurtheflt werden können; und müßte ſich gegenüber ſolcher Anſchauung 
die Frage aufdrängen, welche Stückzahl zur Grundlage der Schaden⸗ 
berechnung dann genommen worden wäre, wenn die Inſaſſen das erſte 
Mal 44 Stüd, in den wiederholten Fallen aber 100 und noch mehr, 
oder aber anch weniger als 44 Stücke eingetrieben hätten? 

Es erſcheint daher das dem Erſaterkenntniſſe der erſten Inſtanz 
zu Grunde liegende Princip als das richtige, und das Begehren der 
Butöinhabung im Geſetze begründet”. A]: 


Die Angelobung des Gemeindeporſtandes hat in der Regel am Sitze 
der Gemeinde ſtattzufinden. 5 
Die anläßlich der Angelobung des Gemeindevorſtandes anlaufenden 
Reiſekoſten deg Bezirkebeamken find nach den für officielle Dieuſt⸗ 
reiſen beſtehenden Vorſchriften zu beſtreiten. 
Den Zeitpunkt der Ae der Bezirkshauptmann feſtzu⸗ 
etzen. 


Der abtretende Gememdevorſteher der zum Steuerbezirke W. 


und zur Bezirkshauptmannſchaft N. gehörigen Ortagemeinde S hat 
die am 14. October 1871 ſtattgefundene Vorſtandewahl für dieſe 
Gemeinde der Bezirkshauptmanuſchaft N. unter Berufung auf $ 34 
G. W D. anaege st 

Der Bezirkahauptmann hat auf Grund dieſer Anzeige und unter 
Hinweiſung auf § 24 G. O.“) den neugewählten Gemeindevorſtand 
und Gemeindeausſchuß aufgefordert, am 30, November 1870 iu W. 
zu dem Behufe zu erſcheinen, damit in Gegenwart des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes die Angelobung des neugewählſen Gememdevorſtandes 
ftattfinden könne. Ueber dieſe Aufforderung Hat der neugewählte Ge» 
meindeausſchuß voll S. mit der Motivirung, daß der Erlaß der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft ſich mit der klaren Beſtimmung des $ 24 G. D 
nicht vereinbaren laſſe, erklärt, daß es nicht ſeine Pflicht ſei, in der 
Angelegenheit der Angelobung des neuen Gemeindevorſtandes nach W. 
ſich zu begeben und die Bezirkshauptmannſchaft erſucht, dasjenige zu 
verfügen, was § 24 G. O. ausdrücklich und klar beſtimme, 

Nach einer wiederholten fruchtloſen Aufforderung hat die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft N. unter Hinweiſung darauf, daß nach 9 20 
G. W. O. die politiſche Bezirksbehörde zur Wahlhaudluug einen 
Abgevrdueten abſenden könne, dann daß nach $ 24 G. O. der Ge 
meindevorſteher und die Gemeinderäthe bei dem Antritte ihres Amtes 
in die Hände des Vorſtehers der Bezirksbehörde oder in die eines Ab⸗ 
georbneten desſelben die Angelobung an Eidesſtatt zu leisten haben, und 
daß nach dem böhiniſchen Statthaltereierlaſfe vom 5. Juli 1864. 3. 
2437 praes, zur Wahlhandlung nur über beſonderes Anſuchen der 
Gemeinde und gegen Berichtigung der diesfälligen Koſten von Eefte 
der Gemeinde ein Beamter entſendet werden ſolle, welchem auch die 
Abnahme der Angelobung des neu gewählten Gemeindevorſtandes 
obliege; ferner daß die Gemeinde S. um die Abſendung eines Beamten 
zur Wahl des Gemeindevorſtandes nicht angeſucht habe, daher die 
Angelobung — gleich im Orte — nicht vorgenommen werden konnte, 


1.8 24 ber Geineinbeorbrunng fir: Bähusen v. 16. Apeil 1864 lautet: 

„Angelobung. Der Gemeludevorfleher und die Gemeinbeffthe loben kei 
dent Ankritle ihres Amtes Sr. k. k. apoft. Mojeftät Treue und Geborſam, Beobach⸗ 
tung der Geiefie und gewifienhafte Erfüllung ihrer Pflichten in die Hande des Bor« 
ſtehers der Bezirkabehorde ober eines Abgeordueten besſelten in Gegenwart des Ge: 
meindeoneſchuſſes an Eides Statt zu geloben“. 
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und daß jetzt nach beendeter Wahl die Gemeinde zu erklären ſich 
weigere, daß fie für den Fall der Abſendung eine Beamten zur 
Entgegennahme der Angelobung die diesfälligen Koſten berichtigen 
wolle“, den neu gewählten Gemefndevorſtand aufgeforderk zur Ablegung 
der vorgeſchriebenen Angelobung binuen 8 Tagen bel der Bezirkes 
hauptmannſchaft oder beim Amtstage am 28. Februar 1871 in W. 
zu erſcheinen oder gegen diefe Entscheidung in der oben erwähnten 
Friſt die Berufung einzubringen. 

Gegen dieſen Erlaß der Bezirkshauptmanuſchaft hat der nen 
gewählte Gemeindevorſtaud in S. den Recurs an die Statthalterei 
eingebracht, worin er Folgendes anführt: Der § 24 G. O. ordne 
ganz beſtimmt an, daß der Gemeindevorſteher und die Gemeinderäthe 
verpflichtet find, wenn fie ihr Amt antreten, in Gegenwark des Ge⸗ 
meindeausſchuſſes in die Hände des Vorſtehers der Bezirksbehörde 
oder eines von biefer Behörde abgeſendeten Beamten die Augelobung 
an Eidesſtatt zu leiſten. Die Worte: in die Hände eines von der 
Bezirksbehörde abgefendeten Beamten laſſeu keinen Zweifel übrig, daß 
der Beamte der Bezirksbehörde nicht anders wohin geſendet werden 
könne, als in die Gemeinde, in welcher der Gemeildevorſteher und 
die Gemeinderäthe ihr Amt antreten; auch jet die Wirksamkeit des 
Gemeindeausſchuſſes innerhalb der Gemeindegrenzen beſchränkt, deßhalb 
konnten weder der Gemeindevorſteher und; die Gemeluderäthe anderswo, 
als in ihrer Gemeinde ihr Amt antreten. Die Abſendung des Be⸗ 
amten zur Entgegennahme der Angelobung könne fomik nur in der 
Gemeinde ſelbſt ftattfinden und ſef eine der Bezirkshanptmannſchaft 
geſetzlich auferlegte Amtspflicht, bei deren Erfüllung die Gemeinde zur 
Vergütung von Auslagen oder Diäten an den entſendeten Beamten 
nicht verbunden werden könne, wie es denn natürlich ſei, daß, wenn 
die Regierung ſich das Recht der Angelobung vorbehalten habe, die⸗ 
ſelbe quch die mit der Austibung dieſes Rechtes verbundenen Aus: 
lagen tragen müſſe. ne Verpflichtung der Gemeinde zur Beſtreitung 
der biesfälligen Koſten würde im Eime bet Statthaltereierlaſſes 
vom 5. Juli 1864 nur dann eintreten, wenn die Gemeinde ſelbſt 
um die Eutſendung eines Beamten zur Durchführung der Wahl ans 
geſucht hätte. Endlich müſſe der Gemeindevorſtaud gegen die Beftimmung 
des Tages zur Angelobung durch die Bezirkshauptmaunſchaft ſich 
verwahren, iudem die Angelobung dann ſtattzufinden habe, wenn der 
Gemeindevorſtand und die Gemeinberäthe ihr Amt antreten, und 
dieſen Zeitpunkt als eine innere Gemeindeangelegenheit nur der Ge⸗ 
meindeausſchuß beſtimmen könne. 

Die böhmiſche Statthalterei hat den Recurz des Gemeindevor⸗ 
ſtandes zurückgewleſen und dieſe Zurückweiſung in folgender Weiſe 
begründet: 

„Weder die Gemeindeordnung, noch die Gemeinde-Wahlordnunig 
ſchreiben den Ort vor, wo die im § 24 G. O. angeordnete Pflicht⸗ 
angelobung der neu gewählten Gemeinbenvaftanbemitglieber zu erfolgen 
hat und nachdem die bezirfäbehörbftchen Functionen, ſo weit nichts 
Anderes geſetzlich beſtimmt iſt oder zufolge obwaltender beſonderer 
Umſtäude angemeſſen erſcheint, inſtructionzmäßig am Site der Bezirls⸗ 
behörde ſtattzufinden haben, fo fer ez dem Ermeſſen des Vorſtelhers 
derſelben anheimgeſtellt, auch die Angelobung des Gemeindevorſtandet 
bet der Bezirlebehörde entgegenzunehmen, zu welchem Behufe bie 
Gemeindevorſtands⸗ und Ausſchußmitglteder über Vorladung des 
Bezirkshauptmannes zu erſcheinen haben. 

Die Beſtimmung der Zeit der Angelobung fei weder in der 
Gemeindeordnung, noch in der Gemeinde⸗Wahlordnung der Genteinde⸗ 
vertretung eingeräumt; es komme dabei nicht auf den Wunſch einer 
Gemeinde allein an, fondern es bandle ſich vielmehr um die Durch⸗ 
führung der Angelobung bei allen Gemeinden des Bezirkes, in 
welcher Beziehung nur die Bezirksbehörde die zwerkdienliche Beſtimmung 
zu treffen in der Lage ſei, da wahlorbnungsmäßtg nur der Bezirks⸗ 
behörde von allen Gemeinden des Bezirkes über die vollzogenen Ge⸗ 
meindeausſchußwahlen die Anzeigen zukommen und es könne aus 
der Beſtimmung der Zeit zur Pflichtenaugelobung ſeitens des Vor⸗ 
ſtehers der Bezirkabehörde eine Verletzung der Gemein deautonomie 
nicht gefolgert werden.“ 

Das Ministerium des Innern hat jedoch in Folge Miniſtertal⸗ 
recurfes des Gemeindevorſtandes von S. mit Entſcheidung vom 
5. Auguſt 1871, 3. 9195 erkannt, daß die Entgegennahme der 
Pflichtangelobung im Sinne des § 24 der Gemeindeordnung in der 
Gemeinde S. au einem von dem Bezirkshauptmanne hiezu feſtzu⸗ 
ſetzenden Tage ſtattzufinden habe, und daß die aus dieſem Anlaſſe für 


den Bezirkshauptmann oder deſſen Abgeordneten aufgelaufenen Koſten 
nach den für offteielle Dienſtreiſen beſtehenden Vorſchrfften zu be⸗ 
ſtrelten find. 

„Der § 24 der Gemeindeordnung enthält die Bestimmung, 
daß die eldesſtättige Angelobung des Gemelndevorſtehers und der 
Gemeinderäthe in die Hände des Vorſtehers der Bezirksbehörde oder 
eines Abgeordneten berjelben in Gegenwart des Gemeindeausſchuſfes 
ſtattzuftudeu hat. 5 

Der Umſtand, daß der Gemeindeausichuß bei der Angelobung 
gegenwärtig ſein muß, und daß die Angelobung des nen gewählten 
Gemeinbevorftandes ein vorzugsweiſe die Ortsgemeinde felbft be⸗ 
treffender feierlicher Act ist, welcher am ſchicklichſken und geeignetſten 
in der betreffenden Gemeinde vorgenommen wird, ſpricht dafür. daß 
die Entgegennahme dieſer Angelobung in der Regel in der Orts⸗ 
gemeinde ſelbſt ftattzufinden Dat und eine Ausnahme hievon nur dann 
eintreten fol, wenn der Gemeindeausſchuß ſich mit der Bezirkhaupt⸗ 
mannſchaft über einen anderen Ort vereinbart. 

Was die diesfalls erwachſenen Reiſekoſten für den Amtsabge⸗ 
ordneten anbelangt, jo lafſen ſich derlet Dlenſtreiſen, nachdem die 
Entgegennahme dieſer Augelobung durch einen Abgeordneten der 
Bezirköbehörde geſetlich angeordnet iſt und dieſer Angelobung, wie 
schon aus ihrem Juhalte zu entnehmen iſt, nur öffentliche Mückſichten 
zu Grunde liegen, durchaus nicht unter die Parleireiſen im Sinne 
der Miniſterialverordunng vom 3. Juli 1854 (R. G. B. Nr. 169) 
ſubſumiren, haben den Charakter von offielellen Dienſtreiſen und es 
iſt daher die Pflicht zur Beſtreitung der diesfälligen Reiſekoſten nach 
den für derlet Reiſen geltenden Grundsätzen zu beurfheilen 

Dagegen muß dem Bezirkshanptmanne, welcher die Angelobung 
des neu gewählten Gemeindevorſtandes entweder ſelbſt ober durch einen 
Abgeordneten entgegenzunehmen hat, die Feſtſezung des diesfälligen 
Tages mit Mückficht anf feine verfügbare Zeit einzig und alletn vor⸗ 
behalten bleiben.“ Kl. 


Verordnungen. 


Verordnung des Miliſters des Innern v. 28. Anguſt 1871.3. 11.081, betreffend 
weitere ee Uber die Evidenzhallung der Sterhejülle von vor volen⸗ 
delem 23. Lebensjahre verftorhenen männfichen Perſonen, 

Mil Begiehung auf die hierämtliche Brrordnang vom 27. Jult 1870, 3. 10.148, 
belteffent die Gölbenghaltung der Stexbefülle der vor vollendetem 23, Leb e ver 
fiorbenen männlichen Perſonen, beehre ich mich En bekannt zu geben, 
daß nach einer Miltheilung des kontgl. ung. Minifteriums des Innern eine analoge 
Verfiigung auch in den Ländern der ung, Krone getroffen und zugleich angeordnet 
wurde, daß ſolche Sterbefälle In Ungarn männlicher in den im Relchsrathe vertretenen 
Königreichen unt Ländern geborner Personen von den dortigen Malrlkeufithrern ben 
biemfeltigen polttiſchen Behbiken des Geburtsortes dleſer Perſouen angezeigt 
worden. 

Denn entfprechenrb Find auch die Im diesſeltigen Meichägebiete vorkommenden 
Sterbefälle von männchen, im Gebiete der ung. Krone gebornen Perſonen unler 
23 Jahren von den betreffenden Sterbe-Diatufenfligtern im Wege ber polit, Behhrben 
heher guzuzeigen, vou wo auc die weitere Mittheilung an das königl. ung. Mile 
ſterium erfolgen wird. 

Zugleich mache ich Euer aufmerkjaus, daß die u. b. Statlhalleret 
wit Erlah vom 10. Jänner 1871, g. 38.518 Fehufg Durchführung der Eingauge 
erwhnten hlerkümtlichen Berordunug die zur Ausübung der Prarls befugten Aerzte 
und Muibärzte, daun die mit der Todlenſchau betrauten Funetionäre augewieſen Hat 
daß fie bei der Ansferligung der Krankheitabeſchreibungen für die Todtenbeſchau, be⸗ 
siehungaweife bel der Ausferligung der Todtenbeſchautertel fin männliche Perjonen, 
welche lout der vorliegenden Legiliwattonvurkunden das 28. Lebensjahr noch nicht 
vollendet, oder hiuſichtlich welcher in Ermanglung ſolcher Urkunden dech nach den 
Umſtänden anzunehmen ift, dah ſelbe dieſeg Alter noch wicht zurückgelegt halten, außer 
den vorzeſchrebenen Daten ouch den Geburtsort des Berſtorbenen und die Gonfeifton, 
welcher er ine Zellpunkte feiner Geburt angehört hat, aufnehmen und falls unzweifel. 
hafte Belege für biefe Angaben nicht vorktegeu ober diejelben ſich überhaupt nicht er: 
mitteln Jaſſen, diss in der Aunukheitübefehreißung bezichungsweiie in dein Todtenbe⸗ 
ſchauzettel ausdrücklich Desmerten, dauult in den letzteren Fällen über Einſchretten ber 
Matrifenfüßhrer die vorgeſchriebeue Erhebung wegen khümlicher Erukrullg dieser 
Thathochen von der polit. Behörde gepflogen werde. 

Indem ich es Hochterd Ermeſſen anheſmſtetle eine ähnliche Verfügung auch 
für dan Ihrer Leitung unterſtehende Verwaltungsgebiel zu treffe beimerke ich 
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noch hinſichtlich der verhältuigmäßig nicht zahtrejchen Orte, in denen ſich mehrere 
Pfarren befinden, daß dort die Ermiltlung ker Geburtepfurre einer vor vollendeten 
23. Lebensjahre verſlorbenen mianlichen Perſon aum [üglichften durch das betreffende 
Sifchöfliche Ordinortal zu beweriftellißen ift. 


Verordnung des Finanzmiuiſteriums vom 26. Päuner 1871, 3. 38.672, betreffend 

Stempelhehandlüng der 15 um die bücher liche ua ber Verpflichtung 

zur Löſchung der Schullehrer ⸗Sammlungsgebllhren und die bezüglichen Lö⸗ 
ſchungser lärnngen. 

Den Eingaben um die bicherliche göſchung der im g 21 des ob. oſtert, Lan 
delgeſetes vom 28 Jänner 1870 ahne Mblöfung aufgehobenen Verpflichtung zur Lei: 
ſtung der Schullehrer⸗Sammlungegebühren fteht eine geſetliche Befreiung von der 
Stentpelgebiühr nicht zu, da es id) hiebel namentlich nicht um eine Grundentlaſtung 
im Sinne der T 9 44 Hit. Z und des Erlaſſes vom 14. Februar 1857, Z. 46.498 
(Ar. 6, S. 57) hondelt. Senen etwa erforderlichen Eöſchungzerklärungen, welche 
der Landes Bezſeke, ober Orlefchulrath oder Jaudesausſchniß auszuſtellen haben würde, 
küme allerdings bie Gebührenfreſheit im Sinne der T. P. 75 lit, b zu. (Rr. 2, S. 7 
de 1871 der Beitage zum Verordnungablotte des Fiuauzminiſterkunne, rebig, von der 
ob. After, Finanz Oitection.) 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben den gewefenen diplomaktſchen Agegten und General 
conſnl in Bulreft Nienland Freiherrn von Potten burg den Titel und Charakter 
eines auferonbenticen Ocjanblen unb bevollwichtigten Ninifters tapfıei verliehen. 

Seine Majeftät haßen den Schiffsfenfalen Kaſpar Dietrich-Aurmihten 
in Neimebiep zum unbeſoldeten Biceconjuf bafelbft eritannt. 

Seine Majeſtät haben dem Generaldirkckor der Kaffer Franz. Jofeph⸗Bohn, 
a, Rathe Helnrich Kogerer den Orden ber elſernen Krone IN. Claſſe tarfrei 
verliehen. 

Geine Mojeftal Haben dens penfionirten Finanzfecretckr der nieder ⸗öſterreich. 
jantesbivection Franz Adolph den Titel und Charakter einer Binanzrathes 


Seine Majeftät hoben die Erhebung bes biaherigen I. und I. Honvraccnfur 
lates in Bombay zu einem Honorar, Generalconfulate und der Gonfularagentien in 
Balentta, Colombo und Port. Eliſabeſh zu Honerarconſulaten, ferner die Amwand⸗ 
lung des bisherigen Honorarconſulgtes in Potut de Galle auf Ceylon In eine Couſu. 
karageutſe, Jo dose die Errichlung eines Horornpeonfulateg in Melbourne und eines 
Honorar-Wieeconſulates in Aden genehmigt und die Handelgleute Wilhelm Sch ulhe 
in Colombo, Emil Thonemaun in Melbourne, Rudolph Kummerer in Sidney 
und den G onfularagenten Nathaniel Adler in Port, liſabeth, endlich ben Handele⸗ 
mann Dickmann in Kingston auf Jamaica zu unbeſoldeten Gonſuln daſelbſt er. 
naunt. 


ngler hat den Offtekale 
dlaczef zum Kautlei 


ea, gemeinsamen. Minſſlexiunng des 
bel ber k. und I. Botſchaft in! Lon. 


Acuher 
don ernannt, 
Der Fiuanzulnuiſter hat im neuen Drganisunus ber balmaltwıjchen Finanz: 
n zu Finanzrälhen den Fipanghecveſär der dalmalinlſchen Finanz. Lan. 

ung Koch für Jara, den Bezirkehaupkmonn in Knin Marino Okaren 
Spaſato und den Finanzprocurafurh.Adluncten Dr. Joseph Artonietti 
für Raguſa ernannt. 

Der Slalthalter von Nieder- Oeſterreich hat die Goncepte⸗Adjunelen Dr, Ar⸗ 

thur Grafen von Eugen berg und Dr. Maximilian Dierkes zu Bezirken: 
miffären In Nieder, Oeſtexreſch ernannt, 


Erledigungen. 


wel Statthalterel Gonceptsadjunttenſteſſen bei der nieder. österr. Statlhalterel 
und zwar elne befinitibe und eine proviſoriſche mit 600 fl. 500 fl. eventuel 400 fl. 
bis 20 Schober, (Als, Nr. 243.) 

Controloreſtelle bet ber Berg. und Güittenverwaltung zu Rast in Kärnten 
mit 800 ff. Gehalt, Matlrakwohnung und Jahres⸗Neiſepalſchale von 210 fl. 618 81 
October (Amtobl Ar 24 

Finanzbeztutscommiftänsftelle bei der mäßelicen Binang-Randes-Direesion mit 
1200 fl Gehalt, Lig 20. October (Nnciabt Nr. 240) 


Der Jahrgang 1870 der Zeitſchrift 
für Verwaltung ſamut Indes iſt un den Preis 
von 3 fl. bei der Adminiſtration des Blattes zu 
beziehen. 


Denc der k Wiener Zeltung. 
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